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Bonn, den 25 . Januar 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 46. Sitzung am 12. Januar 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 


über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 

im Ausfuhrgeschäft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der in dem Gesetz über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen im Aus- 
fuhrgeschäft vom 4. September 1950 (BGBl. S. 447) 
festgesetzte Betrag von sechshundert Millionen 
Deutsche Mark wird um sechshundert Millionen 
Deutsche Mark auf eine Milliarde zweihundert 
Millionen Deutsche Mark erhöht. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Die Nachfrage nach Garantien und Bürgschaften 
des Bundes ist äußerst lebhaft. Sie ist zurückzu- 
führen auf die Steigerung der Ausfuhr, das Kredit- 
begehren der ausländischen Abnehmer, auf das Ge- 
wicht der die Ausfuhrgeschäfte belastenden Risiken 
und vor allem auf die unzulängliche Kapitalkraft 
der Exporteure. 

Die Ausfuhrindustrie gewinnt auf dem Gebiet 
der Investitionsgüter in steigendem Maße Eingang 
auf den Weltmärkten. Dabei muß sie allerdings 
den Zahlungsbedingungen der Konkurrenzländer, 
soweit es die bescheidene deutsche Kapitaldecke 
zuläßt, Rechnung tragen. Ihre eigene Finanzkraft 
reicht aber fast regelmäßig nur zur Vorfinanzierung 
eines kleinen Teils der Aufträge aus. Die finan- 
zierenden Kreditinstitute, deren Mittel ebenfalls 
angespannt sind, müssen darauf bedacht sein, ihr 
Risiko auf Gefahren zu beschränken, die durch die 
Garantien und Bürgschaften des Bundes nicht ab- 
gedeckt werden können. Das erscheint um so ver- 
ständlicher, als das Zentralbanksystem sich bei der 
Refinanzierung satzungsgemäß praktisch kaum als 
Risikoträger betätigen kann. Die Mittel- und Lang- 
fristigkeit vieler Geschäfte über Investitionsgüter 
bindet große Teile der Garantie- und Bürgschafts- 
summc auf längere Zeit. 

Der Ausfuhrhandel macht von der Einrichtung 
der Bundesgarantien in wachsendem Umfange Ge- 
brauch, indem er seine Lieferungen an seine aus- 
ländische Kundschaft durch den Abschluß sog. 
Mantelverträge unter den Schutz der Bundes- 
garantie stellt. Die in den Mantelverträgcn fest- 
gesetzten Höchstbeträge binden ebenfalls ent- 
sprechende Teile der Verfügungssumme für die 
Dauer der Laufzeit der Verträge. 


Die Abwicklung der einzelnen Garantie- und 
Bürgschaftsfälle geht aus den dargelegten Gründen 
ziemlich langsam vor sich, so daß die entsprechen- 
den Summen nur langsam für neue Bedarfsfälle 
frei werden. Die kontinuierliche Ausstattung der 
Ausfuhrwirtschaft mit Garantien und Bürgschaften 
ist nur möglich, wenn die Verfügungssumme den 
erforderlichen Spielraum bietet. Eine Erhöhung des 
Garantie- und Bürgschaftsrahmens auf zunächst 
1,2 Milliarden DM würde voraussichtlich den der- 
zeitigen Verhältnissen gerecht werden. Rechnerisch 
ergibt sich dieser Betrag, wenn man berücksichtigt, 
daß nach den bisherigen Erfahrungen für etwa 
12 Vü der Ausfuhr Garantien und Bürgschaften 
beantragt werden, die Ausfuhr 1950 voraussichtlich 
8,4 Mrd. DM betragen wird und mit der Andie- 
nung einer Reihe großer Geschäfte gegen Jahresende 
zu rechnen ist. 

Die Umschlagsgeschwindigkeit der Garantie- und 
Bürgschaftssumme kann erst zunchmen, wenn die 
Ausfuhr auf breiter Grundlage Verbrauchs- und 
Gebrauchsgüter erfaßt und der Anteil des Ausfuhr- 
handels an der Einrichtung erheblich zunimmt. Dem 
steht aber zur Zeit die Tatsache entgegen, daß schon 
ab Beginn der Verhandlungen über ein Geschäft 
entsprechende Teile der Verfügungssumme reser- 
viert werden müssen, weil sich die Lösung der 
finanziellen Fragen eines Geschäftes zwangsläufig 
auf die Garantie- und Bürgschaftszusage stützen 
muß. 

Eine Inanspruchnahme des Bundes aus den Ga- 
rantie- und Bürgschaftszusagen ist bisher dank einer 
sorgfältigen Prüfung der einzelnen Fälle in einem 
erprobten Rahmen nicht eingetreten. 



